
130. Gesetz vom 19. Oktober 2001, mit dem
das Kärntner Rettungsdienst-Förderungsge-
setz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Kärntner Rettungsdienst-Förderungs-
gesetz – K-RFG, LGBl. Nr. 96/1992, in der
Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 99/1994 und
54/1998, wird wie folgt geändert:

1. Im § 9 Abs. 1 wird der Betrag „S 34,–“
durch den Betrag „2,5 Euro“ ersetzt.

2. Im § 12 Abs. 2 wird der Betrag „S
30.000,–“ durch den Betrag „2180 Euro“ er-
setzt.

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt an dem seiner Kund-
machung folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Bis zum 31. Dezember 2001 tritt im
Art. I Z 1 (§ 9 Abs. 1) an die Stelle des Betra-
ges „2,5 Euro“ der Betrag „S 34,–“ und im
Art. I Z 2 (§ 12 Abs. 2) an die Stelle des Betra-
ges „2180 Euro“ der Betrag „S 30.000,–“.

(3) Zwischen dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes und dem 31. Dezember 2001 darf eine
Verordnung nach § 9 Abs. 4 nicht erlassen
werden. Der Rettungsbeitrag gilt im Sinne des
§ 9 Abs. 4 mit 1. Jänner 2002 zuletzt festge-
setzt.

Der Präsident des Landtages:

DI F r e u n s c h l a g

Die Landesrätin:

Dr.  S c h a u n i g - K a n d u t h

131. Gesetz vom 19. Oktober 2001, mit dem
das Kärntner Volksbegehrensgesetz geändert
wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Kärntner Volksbegehrensgesetz, LGBl.
Nr. 28/1975, in der Fassung der Gesetze LGBl.
Nr. 42/1990 und 34/1997, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 4 Abs. 1 wird der Betrag „S 6000,–“
durch den Betrag „436 Euro“ ersetzt.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2002 in
Kraft.

Der Präsident des Landtages:

DI  F r e u n s c h l a g

Der Landeshauptmann:

Dr.  H a i d e r

132. Verordnung der Landesregierung vom
11. Dezember 2001, Zl. 13-SH-170/13/01, mit
der die Richtsätze für die Bemessung des Le-
bensunterhaltes und das Taschengeld für
Heim- und Anstaltspfleglinge festgesetzt wer-
den (Sozialhilfe-Leistungsverordnung 2002)

Auf Grund der §§ 7 Abs. 6, 8 Abs. 1 und 13
Abs. 4 des Kärntner Sozialhilfegesetzes 1996,
LGBl. Nr. 30, zuletzt geändert durch das Lan-
desgesetz LGBl. Nr. 88/2001, wird verordnet:
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132. Verordnung: Sozialhilfe-Leistungsverordnung 2002

133. Kundmachung: Höhe des Aufenthaltskostenbeitrages für das Jahr 2002



§ 1
Richtsätze für die Bemessung des

Lebensunterhaltes

(1) Für die Bemessung des unter durch-
schnittlichen Lebensverhältnissen laufend er-
forderlichen ausreichenden Lebensunterhal-
tes beträgt der Richtsatz:

monatlich:
Euro

a) für voll arbeitsunfähige oder im
Pensionsalter stehende Personen
im Sinne des § 8 Abs. 3 Kärntner
Sozialhilfegesetz (gehobener
Richtsatz):
für Alleinstehende 457,–
für Hauptunterstützte 390,–

b) für sonstige Hilfsbedürftige (all-
gemeiner Richtsatz):
für Alleinstehende 390,–
für Hauptunterstützte 322,–

c) für Personen in einer Haushalts-
gemeinschaft (Haushaltsange-
hörige) ohne Anspruch auf Fami-
lienbeihilfe 235,–

d) für Personen in einer Haushalts-
gemeinschaft (Haushaltsange-
hörige) mit Anspruch auf Famili-
enbeihilfe 116,–

e) für den Aufwand für Unterkunft
(Mietbeihilfe):
für Alleinstehende 135,–
bei Haushaltsgemeinschaften für
den Hauptunterstützten 176,–

(2) Soweit nach den Bestimmungen der §§ 6
und 7 Abs. 2 des Kärntner Sozialhilfegesetzes
Leistungen anzurechnen sind, gilt dies nicht
für die Familienbeihilfe.

§ 2
Taschengeld für Heim- und

Anstaltspfleglinge

(1) In Heimen und Anstalten untergebrachte
Empfänger von Hilfe zur Sicherung des Le-
bensbedarfes erhalten ab Vollendung des 15.
Lebensjahres zur Befriedigung persönlicher
Bedürfnisse ein Taschengeld, wenn und inso-
weit eine zweckentsprechende Verwendung
desselben durch oder für den Hilfsbedürftigen
gewährleistet ist und diesem Beträge in der in
Abs. 2 genannten Höhe zum persönlichen Ge-
brauch nicht zur Verfügung stehen.

(2) Das Taschengeld beträgt ab Vollendung
des 18. Lebensjahres Euro 74,–, ab Vollendung
des 15. Lebensjahres Euro 51,– monatlich.

(3) Die Regelung der Abs. 1 und 2 gilt sinn-
gemäß auch für die Unterbringung in Fami-
lien.

§ 3
Sonderzahlungen

Die in den §§ 1 und 2 geregelten Leistungen
gebühren, mit Ausnahme der Mietbeihilfe (§ 1
Abs. 1 lit. e), in den Monaten Juni und De-
zember in doppelter Höhe. Maßegblich für die
Höhe dieser Sonderzahlung ist jedoch der in
diesen Monaten bestehende Anspruch.

§ 4
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2002
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung
LGBl. Nr. 82/2000 außer Kraft.

(2) Die Zuerkennung von Leistungen auf
Grund der Bestimmungen dieser Verordnung
für die Zeit ab 1. Jänner 2002 darf bereits ab
dem auf die Kundmachung dieser Verordnung
folgenden Tag erfolgen.

Der Landeshauptmann:

Dr.  H a i d e r

Der Landesamtsdirektor:

Dr.  S l a d k o

133. Kundmachung der Landesregierung
vom 28. November 2001, Zl. 14-Ges-
1037/1/2001, über die Höhe des Aufenthalts-
kostenbeitrages für das Jahr 2002

Gemäß § 57 Abs. 3 der Kärntner Kranken-
anstaltenordnung 1999 (K-KAO), LGBl. Nr.
26/1999, in der geltenden Fassung LGBl. Nr.
67/2001, wird kundgemacht:

Der Aufenthaltskostenbeitrag gemäß § 57
K-KAO 1999 beträgt ab 1. Jänner 2002 2 5,60
pro Verpflegstag.

Der Landeshauptmann-Stellvertreter:

Dr.  A m b r o z y
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